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Beilage 1 
 
 
Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) 
 
 
 
Änderung vom  
 
 
 
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 
 
 
I. 
 
Das Gesetz vom 7. Februar 19741  über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) wird 
wie folgt geändert: 
 
 
§ 8 Absatz 3 
3 Enthält das so ermittelte steuerbare Gesamteinkommen Erwerbseinkommen beider Ehegatten, 
so vermindert sich das Gesamteinkommen um das niedrigere Erwerbseinkommen, höchstens 
aber um 1000 Fr.  
 
§ 9  5. Besteuerung der Kinder unter elterlicher Sorge  
1 Einkommen und Vermögen von Kindern unter elterlicher Sorge werden dem Inhaber der elterli-
chen Sorge zugerechnet. Diese Zurechnung entfällt ab Beginn des Jahres, indem sie mündig 
werden. 
2 Das Erwerbs- oder Ersatzeinkommen sowie Grundstückgewinne sind jedoch vom Kind selbst 
zu versteuern. 
3 Für das elterliche und das zugerechnete Einkommen und Vermögen gilt § 8 Absatz 2 sinnge-
mäss. 
4 Üben Eltern, die nicht zusammen veranlagt werden, die elterliche Sorge gemeinsam aus, so 
versteuert derjenige Elternteil das Einkommen und Vermögen des Kindes, der überwiegend für 
das Kind sorgt. 
 
§ 14  VII. Haftung 
1 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, haften solidarisch für die Ge-
samtsteuer. Jeder Ehegatte haftet jedoch nur für seinen Anteil an der Gesamtsteuer, wenn einer 
von beiden zahlungsunfähig ist. Ferner haften sie solidarisch für denjenigen Teil an der Ge-
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samtsteuer, der auf das Kindereinkommen und -vermögen entfällt. Bei rechtlich oder tatsächlich 
getrennter Ehe entfällt die Solidarhaftung auch für alle noch offenen Steuerschulden. 
 
2 Mit dem Steuerpflichtigen haften solidarisch 
 
a. die unter seiner elterlichen Sorge stehenden Kinder bis zum Betrag des auf sie entfallenden 

Anteils an der Gesamtsteuer; 
 
b. die Erben für die Steuern des Erblassers bis zur Höhe ihrer Erbteile, mit Einschluss der Vor-

empfänge; 
 
c. die Organe und Liquidatoren für die Steuern einer aufgelösten juristischen Person bis zum 

Betrag des Liquidationsergebnisses, oder, falls die juristische Person ihren Sitz oder die tat-
sächliche Verwaltung ins Ausland verlegt, bis zum Betrag des Reinvermögens der juristi-
schen Person. Die Haftung entfällt, wenn der Haftende nachweist, dass er alle nach den Um-
ständen gebotene Sorgfalt angewendet hat; 

 
d. die mit der Geschäftsleitung oder Verwaltung betrauten Personen für die Steuern einer nach 

§ 7 Absatz 2 steuerpflichtig erklärten Personengemeinschaft oder Vermögensmasse ohne ju-
ristische Persönlichkeit; ebenso die Teilhaber für die Steuern ausländischer Handelsgesell-
schaften und anderer ausländischer Personengesamtheiten ohne juristische Persönlichkeit; 

 
e. die Personen, die im Kanton gelegene Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten auflösen oder 

im Kanton gelegene Grundstücke oder durch solche gesicherte Forderungen veräussern 
oder verwerten, bis zum Betrag des Reinerlöses, wenn die steuerpflichtige Person keinen 
steuerrechtlichen Wohnsitz oder Sitz in der Schweiz hat; 

 
f. Käufer und Verkäufer einer im Kanton gelegenen Liegenschaft bis zu 3 Prozent der Kauf-

summe für die vom Händler oder Vermittler aus dieser Tätigkeit geschuldeten Steuern, wenn 
der Händler oder Vermittler in der Schweiz keinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Sitz hat; 

 
g. der Erbschaftsverwalter und der Willensvollstrecker für die Steuer des Erblassers bis zum 

Betrag, der sich nach dem Stand des Nachlassvermögens im Zeitpunkt des Todes ergibt. 
Die Haftung entfällt, wenn der Haftende nachweist, dass er alle nach den Umständen gebo-
tene Sorgfalt angewendet hat; 

 
h. die in der Schweiz wohnhaften Teilhaber an einer einfachen Gesellschaft, Kollektiv- oder 

Kommanditgesellschaft bis zum Betrag ihrer Gesellschaftsanteile für die Steuern der im Aus-
land wohnenden Teilhaber. 

 
3 Der überlebende Ehegatte haftet mit seinem Erbteil und dem Betrag, den er auf Grund eheli-
chen Güterrechts vom Vorschlag oder Gesamtgut über den gesetzlichen Anteil nach schweizeri-
schem Recht hinaus erhält. 
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§ 20 Absatz 3 
3 Der in § 34 festgelegte Einkommenssteuertarif für das Steuerjahr 2005 basiert auf dem Landes-
index der Konsumentenpreise, Basis Mai 2000 = 100 Punkte, Stand im Juni 2004 = 104.0 Punkte. 

 
§ 24 Buchstabe f 

f. Unterhaltsbeiträge, die der geschiedene oder getrennt lebende Ehegatte für sich und die un-
ter seiner elterlichen Sorge stehenden Kinder erhält; 

 
§ 27ter  7. Mietwert selbst genutzter Liegenschaften (Eigenmietwert) 
1 Der Eigenmietwert leitet sich von dem gemäss dem Sachversicherungsgesetz vom 12. Januar 
19812 geschätzten einfachen Brandlagerwert einer Liegenschaft ab, welcher mit einem gemein-
despezifischen Korrekturfaktor, einem Korrekturfaktor nach Baujahr und einem Korrekturfaktor für 
Stockwerkeigentum multipliziert wird, was den steuerlichen Brandlagerwert ergibt. 
2 Die gemeindespezifischen Korrekturfaktoren werden vom Regierungsrat festgelegt.  

3 Die Korrekturfaktoren nach Baujahr betragen: 

Baujahr Korrekturfaktor 

1920 und älter 0.8 

1921 - 1980 0.9 

1981 und jünger - 

4 Der Korrekturfaktor für Stockwerkeigentumswohnungen im Sinne von Artikel 712a ff. ZGB be-
trägt einheitlich 0.85. 
5 Bis zu einem steuerlichen Brandlagerwert von 20'000 Fr. beträgt der Eigenmietwert 64.53%. Für 
jeden um 100 Fr. höheren steuerlichen Brandlagerwert reduziert sich dieser Satz gemäss nach-
stehender Tabelle  

von Fr. bis Fr. um je % auf % 
20'001 26'000 0.192925% 52.95% 
26'001 35'000 0.085723% 45.23% 
35'001 46'000 0.067129% 37.85% 
46'001 61'000 0.040658% 31.75% 
61'001 78'000 0.017280% 28.81% 
78'001 99'000 0.012379% 26.21% 
99'001 122'000 0.007457% 24.49% 

122'001 203'000 0.002375% 22.57% 
203'001 290'000 0.001960% 20.86% 
290'001 435'000 0.001701% 18.39% 

Bei einem steuerlichen Brandlagerwert von über 435'000 Fr. beträgt der Eigenmietwert einheitlich 
80'000 Fr. 
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6 Der gemäss vorstehender Tabelle ermittelte Eigenmietwert beträgt in jedem Fall mindestens 
60% des marktüblichen Mietwertes; liegt dieser im Einzelfall nachweislich unter 60%, so wird er 
von Amtes wegen auf 60% erhöht. 

7 Kann der Steuerpflichtige nachweisen, dass der Eigenmietwert des von ihm selbst genutzten 
Wohneigentums mehr als 60% des marktüblichen Mietwertes beträgt, so beträgt der Eigenmiet-
wert 60% des marktüblichen Mietwertes. 

8 Der Regierungsrat überprüft nach Ablauf von sechs Jahren anhand einer repräsentativen Erhe-
bung, ob auf Grund veränderter Marktverhältnisse eine Anpassung der Korrekturfaktoren und der 
in Absatz 5 aufgeführten Umrechnungssätze vorgenommen werden muss. Die erstmalige Über-
prüfung erfolgt im Kalenderjahr 2013.  

9 Einer erheblichen raummässigen Unternutzung des selbst genutzten Wohneigentums ist bei 
der behördlichen Festlegung des Eigenmietwertes auf Antrag Rechnung zu tragen. Das Nähere 
regelt der Regierungsrat. 

 
§ 29 Absatz 1 Buchstabe c 

c. die nachgewiesenen und selbst getragenen Kosten für die wegen Erwerbstätigkeit oder Inva-
lidität der Eltern notwendige Drittbetreuung von Kindern, die das 15. Altersjahr noch nicht 
überschritten haben und mit den Eltern im gleichen Haushalt leben, höchstens aber 5500 Fr. 
pro Kind und Jahr; 

 
§ 29 Absatz 1 Buchstabe i 

i. die Unterhaltsbeiträge für den geschiedenen oder getrennt lebenden Ehegatten sowie die Un-
terhaltsbeiträge an einen Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge stehenden Kinder, 
nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstüt-
zungspflichten; 

 
§ 29 Absatz 1 Buchstabe k 

k. die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- und die nicht unter Buch-
stabe h fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien, jedoch im Ganzen 
höchstens 2000 Fr. für ledige, verwitwete, getrennte und geschiedene und 4000 Fr. für ver-
heiratete Steuerpflichtige. Diese Höchstbeträge erhöhen sich um 450 Fr. für jedes Kind, für 
das ein Kinderabzug beansprucht werden kann (§ 34 Absatz 4); 

 
§ 29 Absatz 1 Buchstabe l 

l. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristische Personen 
mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecke von 
der Steuerpflicht befreit sind, sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und deren Anstalten;  

 
§ 29 Absatz 2  
2 Die Kosten des Unterhalts und der Verwaltung von Grund und Boden können in ihrem tatsächli-
chen Umfang, jene von Gebäuden, sofern sie nicht zum Geschäftsvermögen gehören, nach der 
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Wahl des Steuerpflichtigen, und zwar für jede Steuerperiode, entweder in ihrem tatsächlichen 
Umfang oder in Form einer Pauschale abgezogen werden. Der Pauschalabzug beträgt bei über 
zehnjährigen Gebäuden 20% und bei bis zu zehnjährigen Gebäuden 15% des Eigenmietwertes 
für selbst genutzte Liegenschaften oder des Bruttomietertrages. Das Nähere regelt der Regie-
rungsrat. 
 
§ 33  IV. Bestimmung des steuerbaren Einkommens 

Vom Reineinkommen werden für die Steuerberechnung folgende Sozialabzüge in Abzug ge-
bracht: 

a. 2000 Fr. für jede erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbsfähige Person, die vom Steuer-
pflichtigen in mindestens der Höhe des Abzuges unterstützt wird. Der Abzug kann nicht be-
ansprucht werden für den Ehegatten und für Kinder, für die ein Abzug gemäss § 34 Absatz 4 
gewährt wird; 

b. 2000 Fr. für jede volljährige und schwer invalide oder dauernd pflegebedürftige Person, die 
vom Steuerpflichtigen unentgeltlich in häuslicher Gemeinschaft betreut wird;  

c. 7000 Fr. für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige AHV/IV-Rentnerinnen und -
Rentner mit steuerbaren Einkünften (vor allen Abzügen) von höchstens 25'000 Fr. und für ein 
in ungetrennter Ehe lebendes Ehepaar mit steuerbaren Einkünften (vor allen Abzügen) von 
höchstens 45'000 Fr., sofern beide Ehegatten AHV/IV-Renten beziehen. Für höhere Einkünfte 
vermindert sich der Abzug gemäss nachstehender Tabelle: 

 
 

Ehepaar 
Einkünfte in Fr. 

Alleinstehende 
Person 

Einkünfte in Fr. 

 
Abzug 
in Fr. 

45'001 - 46'000 25'001 - 25'500 6'500 
46'001 - 47'000 25'501 - 26'000 6'000 
47'001 - 48'000 26'001 - 26'500 5'500 
48'001 - 49'000 26'501 - 27'000 5'000 
49'001 - 50'000 27'001 - 27'500 4'500 
50'001 - 51'000 27'501 - 28'000 4'000 
51'001 - 52'000 28'001 - 28'500 3'500 
52'001 - 53'000 28'501 - 29'000 3'000 
53'001 - 54'000 29'001 - 29'500 2'500 
54'001 - 55'000 29'501 - 30'000 2'000 
55'001 - 56'000 30'001 - 30'500 1'500 
56'001 - 57'000 30'501 - 31'000 1'000 
57'001 - 58'000 31'001 - 32'500 500 

 
 Der Abzug kann nicht beansprucht werden, sofern nach allen Abzügen noch steuerbares 

Vermögen vorliegt. 
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§ 34  V. Steuerberechnung - 1. Einkommenssteuer 
1 Für das Steuerjahr 2005 bleibt steuerbares Einkommen (x) von weniger als 15'000 Franken 
steuerfrei (Steuerfreigrenze). Ab 15'000 Franken berechnet sich der Grenzsteuersatz nach der 
Funktion b+c*ln(x), und der Steuerbetrag wird somit aufgrund der Funktion b*x+c*x*(ln(x)-1)+d 
ermittelt. 

Je nach Höhe des satzbestimmenden Einkommens wird der Steuerbetrag für das Steuerjahr 
2005 wie folgt berechnet: 

Satzbestimmendes 
Einkommen zwischen 

Berechnungsformel  
für den Steuerbetrag 

Faktor bn Faktor cn Faktor dn 

15'000 40'000 b1•x + c1 •x• (ln(x)-1)+d1 -0.81773 0.08972 744.3 

40'001 100'000 b2•x + c2 •x•(ln(x)-1)+ d2 -0.323806 0.043109 -1'120.1564 

100'001 1'150'000 b3•x + c3 •x•(ln(x)-1)+ d3 0.052296 0.010441 -4'386.9376 

Ab 1'150'001  211'306.15 + b4•(x-1'150'000) 18.62% - - 

 
2 Für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige sowie für verwitwete, getrennt lebende, ge-
schiedene und ledige Steuerpflichtige, die mit unterstützungsbedürftigen Personen oder Kindern, 
für die ein Kinderabzug gemäss Absatz 4 gewährt wird, in häuslicher Gemeinschaft leben, wird 
der Steuersatz des halben steuerbaren Gesamteinkommens angewendet, mindestens aber der 
Minimalsteuersatz. Die gleiche satzbestimmende Reduktion wird verwitweten Steuerpflichtigen 
gewährt für die nach dem Tode des Ehegatten laufende Steuerperiode. 

3 Für den anwendbaren Steuersatz gemäss den Absätzen 1 und 2 sind die Verhältnisse am Ende 
der Steuerperiode beziehungsweise der Steuerpflicht massgebend. 

4 Der gemäss den Absätzen 1 und 2 ermittelte Einkommenssteuerbetrag ermässigt sich um 750 
Franken pro Steuerjahr für jedes minderjährige, erwerbsunfähige oder in beruflicher Ausbildung 
stehende Kind, das mit dem Steuerpflichtigen in häuslicher Gemeinschaft lebt und für das er die 
elterliche Sorge hat beziehungsweise hatte. Bei Zuteilung des gemeinsamen Sorgerechts (ge-
mäss Artikel 133 Absatz 3 oder Artikel 298a Absatz 1 ZGB) steht der Abzug demjenigen Elternteil 
zu, der den Unterhalt des Kindes zur Hauptsache bestreitet. Der Abzug kann pro Kind nur einmal 
geltend gemacht werden. Sofern das Einkommen des Kindes die Steuerfreigrenze übersteigt, 
entfällt der Abzug. Für die Gewährung des Abzugs sind die Verhältnisse am Ende der Steuerperi-
ode beziehungsweise der Steuerpflicht massgebend. 
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§ 36 Absatz 3 
3  Die Sozialabzüge gemäss § 33 und § 34 Absatz 4 werden nicht gewährt. Als Steuersatz 
kommt § 34 Absatz 1 im Zeitpunkt der Ausrichtung der Kapitalleistung zur Anwendung. Kapital-
leistungen von gemeinsam veranlagten Ehepaaren werden nicht zusammengerechnet.  
 
§ 36bis zweitletzter Satz 

Die Sozialabzüge gemäss § 33 und § 34 Absatz 4 werden nicht gewährt. 
 
§ 50 Buchstabe a 

a. für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige sowie für Steuerpflichtige, welche die satz-
bestimmende Reduktion gemäss § 34 Absatz 2 geltend machen können, 150'000 Fr.; 

 
§ 68c Absatz 1 
1  Bei der Festsetzung der Steuertarife sind die Berufsauslagen (§ 29 Absatz 1 Buchstabe a) und 
die Versicherungsbeiträge (§ 29 Buchstaben dbis, h und k) sowie Abzüge für Familienlasten (§ 33 
Buchstaben a und b sowie § 34 Absatz 4) zu berücksichtigen. 
 
§ 68c Absatz 2 

Der Steuerabzug für die in ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, die beide erwerbstätig sind, 
richtet sich nach den Tarifen, die ihr Gesamteinkommen (§ 8) und die Abzüge nach Absatz 1 so-
wie den Doppelverdienerabzug (§ 8 Absatz 3) berücksichtigen. 
 
 
II. 
 
Diese Änderung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 
 
 
III. 
 
Diese Gesetzesänderung wird den Stimmberechtigten zur Abstimmung vorgelegt. 
 
 
Liestal, IM NAMEN DES LANDRATES 
 
 der Präsident: 
 
 
 
 
 der Landschreiber: 


